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Der Bürger soll im 
Wahljahr 1998 wissen, 
was auf ihn zukommt 

• Ziel der von der Koalition aus 
CDU/CSU und FDP geplanten Steu- 
erreform ist eine deutliche Entla- 
stung des Steuerzahlers. 
• Die Staatsverschuldung darf sich 
dabei auf keinen Fall erhöhen. 
• Eine Erhöhung der Mehrwert- 
steuer wird es in dieser Legislatur- 
Periode nicht geben. 
• Die neuen Bundesländer brau- 
chen auch weiterhin unsere Hilfe 
und Unterstützung. 
Die vier Sätze sind „amtlich", selbst 
wenn die steuerpolitische Diskussion 
dieses Sommers den Eindruck erweckt, 
a's wären anderslautende Überlegungen 
s°fort auch schon Beschlüsse, die etwas 
ar>deres festlegen. 
^er Bundeskanzler hat das in einem 
Interview mit „Bonn direkt" unmißver- 
ständlich klargestellt. Auch an dem 
Ursprünglich vorgesehenen Zeitplan hat 
s'ch nichts geändert: 

^ Die unter Vorsitz von Bundesfinanz- 
minister Theo Waigel arbeitende Steuer- 

reform-Kommission wird ihre Vorlage 
bis Ende dieses Jahres fertigstellen. 

► Das Gesetzgebungsverfahren soll bis 
Ende 1997, spätestens Anfang 1998 ab- 
geschlossen sein. 

► Die Steuerreform wird spätestens am 
1. Januar 1999 in Kraft treten. 

Kanzleramtschef Friedrich 
Bohl: Der Bürger soll im 
Wahljahr 1998 wissen, was 
auf ihn zukommt. 

Die steuerpolitische Diskussion ist also 
gewollt - zwar ohne Dogma (Helmut 
Kohl) und ohne Tabu (Friedrich Bohl); 
ohne Sinn und Verstand für das, was 
sich verwirklichen läßt, jedoch nicht. 

Helmut Kohl: „Laß' doch die Vorschlä- 
ge auf den Tisch kommen. Bloß, die 
Vorschläge müssen so sein, daß sie sich 
realisieren lassen." 

Schließlich: Die Vorschläge müssen für 
das allererste Ziel geeignet sein, das wir 
erreichen wollen, für mehr Wachstum 
und Beschäftigung. ■ 
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Was dieses Bild suggeriert 

„Das Sommerplakat vor dem Bonner Konrad-Adenauer- 
Haus zeigt, wie sich die 
Partei gern sieht: 
Bunt gekleidete Kin- 
der turnen auf drei 
überdimensionalen 
Buchstaben herum: 
,CDU'. Das Bild sug- 
geriert: Uns gehört 
die Zukunft. Das Pla- 
kat und die politische 
Konzentration der 
Union auf die Zukunfts 
und Standortfrage 
passen nicht zufällig so 
gut zusammen." 

• Berufliche 
Bildung 

Lehrstellenhemmnisse abbau- 
en - Zukunftschancen sichern. 
Zehn Punkte zur Reform der 
beruflichen Bildung. Beschluß 
des Bundesfachausschusses 
Bildung, Forschung und Kul- 
tur. Seite 3-7 

# Kommunikation 
Bundeskabinett beschließt Pro- 
gramm „Information als Roh- 
stoff für Innovation". Seite 8-9 

• Umweltpolitik 
Den Gewässerschutz weiter 
vorantreiben - Kosten senken. 
Seite 10-11 

HEUTE AKTUELL 

• Bundes- 
fachausschuß 

Bekämpfung der Scientology 
Organisation - eine Frage der 
Wehrhaftigkeit unserer Demo- 
kratie. Beschluß des Bundes- 
fachausschusses Innenpolitik. 
Seite 29-34 

• Konrad-Adenauer- 
Stiftung 

Archiv für Christlich-Demo- 
kratische Politik: 20 Jahre er- 
folgreiche Arbeit. 
Seite 35-36 

• CDU 
Niedersachsen 

Bildungsinvestition ist Zu- 
kunftsinvestition. Die Lage, 

das Versagen der SPD und die 
Alternativen der CDU. Eine 
Argumentationshilfe, die auch 
bundesweit Beachtung findet. 
Seite 37-38 

Niedersachsens Kommunal- 
wahlkampf läuft auf Hochtou- 
ren. Seite 39 

• Dokumentation 
Die Rolle der Bundeswehr in ei- 
ner sich wandelnden Welt und 
Gesellschaft. Beschluß des Bun- 
desfachausschusses Außen- und 
Sicherheitspolitik. Grüner Teil 

• Öffentlichkeits- 
arbeit 

Gesamtangebot 3/96. Informa- 
tions- und Werbemittel der 
CDU-Bundesgeschäftsstelle. 
Rosa Teil. 
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Lehrstellenhemmnisse abbauen 
Zukunftschancen sichern 

bas deutsche Berufsbildungssystem der 
»dualen Ausbildung" in Schule und Be- 
trieb war in der Vergangenheit erfolg- 
reich wie kein anderes auf der Welt. Be- 
lege dafür sind u. a. die im Vergleich 
niedrige Jugendarbeitslosigkeitsquote, 
die in der Europäischen Union nur noch 
von Luxemburg unterschritten wird, 
und der in der Vergangenheit nahezu 
Problemlose Übergang von der berufli- 
chen Bildung in den allgemeinen Ar- 
beitsmarkt. 
Ohne Zweifel ist das duale System eines 
der zentralen Erfolgselemente für unseren 
wirtschaftlichen Aufstieg in der Vergan- 
genheit. Die CDU hat dieses System stets 
§egen Angriffe des politischen Gegners 
verteidigt. Seine Stärkung ist eine wichti- 
ge Voraussetzung für die Bewältigung der 
großen Zukunftsaufgaben und die Siche- 
rung des Wirtschaftsstandortes Deutsch- 
end. In ihrem Bildungspolitischen Pro- 
gramm vom September 1993 hat die CDU 
dies noch einmal deutlich zum Ausdruck 
gebracht. 
2ur Stärkung des dualen Systems gehört 
es, jene Signale zu erkennen, die die Not- 
wendigkeit einer Anpassung und Weiter- 
entwicklung der beruflichen Bildung ver- 
deutlichen, 
^azu gehören folgende Fakten: 
• 10 bis 15 Prozent eines Altersjahrgan- 
ges sind heute ohne eine abgeschlossene, 
Qualifizierte Berufsausbildung. 
• Die berufliche Bildung ist für zu viele 
Junge Menschen zu einer Durchgangsstati- 
0ri in Richtung Studium geworden. Bereits 
Urjer ein Drittel aller Studienanfänger ver- 
fügt heute über eine berufliche Vollqualifi- 

kation. Diese Entwicklung bindet be- 
trächtliche Ausbildungskapazitäten im 
dualen System, ohne die Fachkräftebasis 
für die Betriebe dauerhaft zu erweitern. 
• Berufsausbildung hat es zunehmend 
schwer, sich dem schnellen und innovati- 
ven Wandel der Arbeitswelt anzupassen 
und mit den neuen Erfordernissen Schritt 
zu halten. Nicht zuletzt hierin ist ein 
Grund dafür zu sehen, daß die Ausbil- 
dungsbereitschaft vor allen Dingen in der 
Großindustrie, im Handel, aber auch in 
der öffentlichen Verwaltung nachläßt. 

Beschluß des Bundesfachaus- 
schusses Bildung, Forschung 

und Kultur der CDU 

# Vor einer besonderen Bewährung steht 
das duale System in den neuen Bundeslän- 
dern. 1995 lag der Anteil der Ausbildungs- 
verträge, die mit öffentlicher Förderung 
realisiert wurden, bei 65 Prozent. Diese 
Quote muß durch Stärkung und Ermuti- 
gung der Wirtschaft in den neuen Bundes- 
ländern deutlich zurückgeführt werden. 
• Insgesamt bildet in Deutschland nur 
rund ein Drittel aller Betriebe Lehrlinge 
aus. 
Handlungsbedarf im Bereich der berufli- 
chen Bildung ist offenbar. Wir begrüßen 
daher ausdrücklich die Anstrengungen der 
CDU-geführten Bundesregierung, die sich 
im „Perspektivbericht Berufliche Bildung" 
und, gemeinsam mit den Sozialpartnern, 
im „Zukunftsbündnis Lehrstellen" wider- 
spiegeln. Wichtige Fortschritte für die ak- 
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tuelle Situation erwarten wir von den Ge- 
sprächen, zu denen der Bundeskanzler an- 
fang September die Präsidenten und 
Hauptgeschäftsführer der Industrie- und 
Handelskammern, der Handwerkskam- 
mern sowie der Spitzenverbände der ge- 
werblichen Wirtschaft und des Bundesver- 
bandes der Freien Berufe eingeladen hat. 
Gerade angesichts einer wachsenden 
Nachfrage nach Ausbildungsplätzen 
kommt es in erster Linie darauf an, durch 
gemeinsame Anstrengungen das jetzige 
Ausbildungsplatzangebot erheblich zu 

Für eine leistungsstarke 
und zukunftsfähige 

Berufsbildung: 

10 Punkte zur Reform 
der beruflichen Bildung 

steigern und so eine ausreichende Anzahl 
von Ausbildungsplätzen zur Verfügung zu 
stellen. Vor allem geht es um betriebliche 
Ausbildungsplätze, die hinsichtlich Pra- 
xisnähe, Qualität und der höheren Arbeits- 
platzchancen die positiven Charakteristika 
des dualen Systems darstellen. Durch eine 
bessere Berufsberatung, auch bereits in 
den allgemeinbildenden Schulen, ist die 
Orientierungsfähigkeit der Jugendlichen 
auf ihren Berufsweg zu fördern. 

In diesem Jahr werden 620.000 neue Aus- 
bildungsplätze benötigt, bis zum Jahr 
2006 wird diese Zahl auf rund 705.000 
wachsen. Das duale System kann diese 
Herausforderung nur durch eine gleichzei- 
tige Modernisierung und Attraktivitätsstei- 
gerung meistern. Dazu sind folgende 
Schritte notwendig: 

Industrie, Handwerk, Handel und 
Dienstleistung müssen ihre Zusage vom 
März 1995, das Ausbildungsplatzangebot 

um 10 Prozent zu steigern, unbedingt ein- 
halten. Von dieser zugesagten lOprozenti- 
gen Steigerung sind im vergangenen Jahr 
zwei Prozent erreicht worden. Wir fordern 
deshalb die Wirtschaft auf, ihre Anstren- 
gungen zur Erreichung dieses Ziels deut- 
lich zu intensivieren. Gleichzeitig fordern 
wir Länder und Kommunen auf, dem Bei- 
spiel der Bundesverwaltung zu folgen, die 
in diesem Jahr die Anzahl der hier angebo- 
tenen Ausbildungsstellen um 5 Prozent 
ausweiten will. 

Parallel müssen Ausbildungshinder- 
nisse abgebaut und Rahmenbedingungen, 
die gerade kleineren und mittleren Betrie- 
ben Ausbildung ermöglichen, verbessert 
werden. Insbesondere Ausbildungsverbün- 
de können hierzu einen wichtigen Beitrag 
leisten. Ausbau und Modernisierung über- 
betrieblicher Berufsbildungsstätten kön- 
nen dies weiter unterstützen. 
Die Länder müssen dafür unter Berück- 
sichtigung von Wirtschaftsstruktur, Tradi- 
tion und regionaler Spezifika eigene Wege 
finden. 
Betriebliche Ausbildung wird heute mehr 
denn je unter Kostengesichtspunkten gese- 
hen und bewertet. Entgegen anderslauten- 
den Meldungen haben Untersuchungen in 
der Vergangenheit gezeigt, daß der Nutzen 
der betrieblichen Ausbildung für die Un- 
ternehmen allerdings weitaus größer ist als 
die dafür erforderlichen Aufwendungen. 
Um dies breiter herauszustellen, sind wei- 
tere Informationsanstrengungen durch Po- 
litik, Wirtschaft und Gewerkschaften not- 
wendig. 

Die Berufsschulen müssen in der 
Vermittlung von allgemeinbildenden, 
fachtheoretischen und fachpraktischen In- 
halten gestärkt werden. Dazu brauchen sie 
eine Ausstattung, die sie dazu sowohl von 
der personellen als auch von der sachli- 
chen Seite in die Lage versetzt. Hierbei 
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denken wir insbesondere auch an die 
schnelle Integration moderner Technologi- 
en im Berufsschulalltag. 
Gleichzeitig betonen wir: Jeder, der eine 
Stärkung der beruflichen Bildung will, 
muß die Berufsschulen dazu befähigen, 
neben fachlicher auch soziale und humane 
Handlungskompetenz (Teamfähigkeit, 
Menschenführung) zu vermitteln. Gerade 
vor dem Hintergrund der Diskussion um 
die Gleichwertigkeit von allgemeiner und 
beruflicher Bildung darf dieser Aspekt des 
schulischen Teils der Berufsbildung nicht 
zurücktreten. 

EB Als wesentliche Voraussetzung für 
die Verbesserung der Lehrlingsausbildung 
wird seit einiger Zeit auch die Neuord- 
nung der Finanzierung angesehen. Der 
Bundesfachausschuß Bildung, Forschung 
ünd Kultur der CDU ist der Auffassung, 
daß eine Umlagefinanzierung der Berufs- 
bildung kein geeignetes Instrument ist, 
künftig ein ausreichendes Ausbildungs- 
Platzangebot sicherzustellen. Eine Neure- 
gelung der Berufsbildungsfinanzierung in 
form einer Umlage der betrieblichen Be- 
rufsbildungskosten - auch in Form eines 
Lastenausgleichs zwischen ausbildenden 
und nichtausbildenden Betrieben - stellt 
einen empfindlichen Eingriff in das duale 
System mit unabsehbaren Folgen für seine 
Struktur dar. Eine Umlagefinanzierung 
Würde zu neuen, zusätzlichen Belastungen 
für die Betriebe führen, die diese Umlage 
Zahlen müßten. Es geht darum, die Lohn- 
nebenkosten zu senken - und nicht zu er- 
höhern -, um die internationale Wettbe- 
werbsfähigkeit deutscher Unternehmen zu 
stärken. Bei allen Abgaben besteht auch 
die Gefahr des „Freikaufens", eine Er- 
höhung des betrieblichen Angebotes ist 
daher unwahrscheinlich. Der zu erwarten- 
de erhebliche Verwaltungs- und Kosten- 
aufwand - auch in der dann erforderlichen 
Planungsbürokratie in der Arbeitsverwal- 
lUng - stünde in keinem Verhältnis zu ei- 

nem äußerst unwahrscheinlichen Nutzen. 
Der Bundesfachausschuß begrüßt jedoch, 
daß Arbeitgeber und Gewerkschaften ver- 
einbart haben, in Kürze über Kostenentla- 
stungen für Ausbildungsbetriebe zu spre- 
chen. Dies scheint uns vor allem auf dem 
Hintergrund der Tatsache dringend not- 
wendig, daß heute nur noch etwa ein Drit- 
tel aller Betriebe ausbilden. In der Lösung 
der Frage einer nachhaltigen Kostenentla- 
stung liegt für den Bundesfachausschuß 
ein Schlüssel, um die Zahl der ausbilden- 
den Betriebe deutlich zu erhöhen. Ziel der 
jetzt aufgenommenen Gespräche zwischen 
Arbeitgebern und Gewerkschaften muß es 
sein, zu einer Regelung zu kommen, die 
zu einer Kostenentlastung der Ausbil- 
dungsbetriebe beiträgt, ohne die wirt- 
schaftliche Situation der Einzelbetriebe 
aus den Augen zu lassen. 

Die Berufsschule mit 12 bzw. 14 Un- 
terrichtsstunden pro Woche hat sich be- 
währt. Wir brauchen allerdings dringend 
neue Organisationsmodelle, die die Ver- 
weilzeit der Auszubildenden in den Betrie- 
ben erhöhen. Ziel muß es sein, daß der 
Berufsschulunterricht, über die Gesamt- 
länge der Ausbildung gerechnet, so orga- 
nisiert wird, daß er in zwei Wochen nicht 
mehr als drei Unterrichtstage in Anspruch 
nimmt. Dies kann beispielsweise durch ei- 
ne Verlängerung des Berufsschulunterichts 
auf 9 Unterrichtsstunden im 1. Lehrjahr 
erreicht werden, um im 2. und 3. Ausbil- 
dungsjahr den zweiten Berufsschultag ent- 
behrlich zu machen. Ein weiteres Beispiel 
ist die Einführung von Blockunterricht mit 
dem Ziel einer branchenspezifischen oder 
jahreszeitlichen Rhythmisierung des Be- 
rufsschulunterrichtes. 

Dort, wo die Möglichkeit besteht, sollte 
der Berufsschulunterricht auch mit Blick 
auf die Vorbildung der Auszubildenden 
differenziert werden. 
Gleichzeitig begrüßen wir die Absicht der 
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Bundesanstalt für Arbeit startet 
Kampagne „Ausbildung für alle" 

In einem Endspurt wollen die Ar- 
beitsämter bis zum Beginn des neu- 
en Ausbildungsjahres Ende Septem- 
ber noch möglichst viele Lehrstellen 
ausfindig machen. Der Präsident 
der Bundesanstalt für Arbeit, Bern- 
hard Jagoda, startete jetzt die Kam- 
pagne „Ausbildung für alle". 
Die Arbeitsämter sollen noch einmal 
„alle Kräfte mobilisieren". Jagoda 
selbst wird mehrere tausend Betriebe 
anschreiben und sie um weitere Aus- 
bildungsplätze bitten. Ende Juli hatten 
noch rund 180.000 Jugendliche keine 
Lehrstelle. Die Arbeitsämter werden 
bei Unternehmen nochmals telefo- 

nisch um Lehrstellen werben, berich- 
tete die Bundesanstalt weiter. Am 18. 
September schwärmen auf der Suche 
nach Ausbildungsplätzen alle Berufs- 
und Arbeitsberater aus. Für Arbeitge- 
ber, die telefonisch eine freie Lehr- 
stelle melden wollen, wird ab 
12. August montags bis freitags die 
gebührenfreie Telefonnummer 
01 30/10 82 (Fax: 01 30/10 83) 
geschaltet. 
„Wir können die Bedingungen auf 
dem Ausbildungsstellenmarkt nicht 
verändern, aber wir werden alles tun, 
um den Markt für unsere Jugendlichen 
voll auszuschöpfen", meinte Jagoda. 

Bundesregierung, die Anwendung des Ju- 
gendarbeitsschutzgesetzes auf jugendliche 
Auszubildende zu beschränken. Die Mehr- 
heit der Auszubildenden ist heute 18 Jahre 
und älter. Die Ausdehnung der Freistel- 
lungsvorschriften des Jugendarbeits- 
schutzgesetzes auf diesen Personenkreis 
ist ein ernsthaftes Ausbildungshindernis. 

Wir brauchen ein Berufsbildungssy- 
stem mit zukunftsträchtigen Aus- und 
Weiterbildungsangeboten, das rasch und 
flexibel auf Veränderungen in der Arbeits- 
welt reagieren kann. Die jetzt eingeleite- 
ten Schritte zur beschleunigten Neuord- 
nung und Überarbeitung der Ausbildungs- 
ordnungen waren dringend notwendig und 
müssen durch die Entwicklung neuer Be- 
rufe in Beschäftigungsfeldern mit Wachs- 
tumspotentialen fortgesetzt werden. Bei- 
spiel können hier die neuen Multimedia- 
Ausbildungsberufe sein, die zum 1. Au- 
gust 1996 in Kraft getreten sind. 
Daneben sind durch Tradition geprägte 

Berufe vor allem dann zu fördern, wenn 
sie deutsche Handwerkskunst markieren 
und als Lehrberufe gefragt sind. 
Der Aspekt des lebenslangen Lernens ver- 
langt auch eine stärkere Beachtung in der 
Berufsbildung, etwa durch eine bessere 
Verzahnung von Erst- und Weiterbildung- 
Das in der betrieblichen Erstausbildung 
vermittelte Wissen veraltet heute schneller 
denn je. Deshalb muß in Zukunft zur Si- 
cherung der Qualifikation der Mitarbeiter 
die Erstausbildung von einer sorgsam dar- 
auf abgestimmten Weiterbildung ergänzt 
werden. 

Auch in der beruflichen Ausbildung 
stehen wir durch die fortschreitende Eini- 
gung in der Europäischen Union vor neu- 
en Herausforderungen. Freizügigkeit in- 
nerhalb der Europäischen Union verlangt 
auch von der beruflichen Bildung, daß sie 
sich, etwa in sprachlicher Hinsicht, dieser 
Herausforderung stellt und den jungen Ar- 
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer die 
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notwendigen Qualifikationen für die Her- 
ausforderungen eines europäischen Ar- 
beitsmarktes vermittelt. Darum gebührt 
auch der Attraktivität, Stabilität und För- 
derung des dualen Berufsbildungssystems 
an den EU-Außengrenzen eine besondere 
Aufmerksamkeit. Dies muß Niederschlag 
•n den Inhalten der beruflichen Bildung 
finden. Ebenso muß die Frage der Einstu- 
fung der beruflichen Abschlüsse auf eu- 
ropäischer Ebene neu diskutiert werden. 

El Wir brauchen eine stärkere Differen- 
zierung, um mehr Leistungsgerechtigkeit 
2u erzielen, möglichst vielen jungen Men- 
schen ein adäquates Ausbildungsangebot 
zu machen und die Attraktivität der dualen 
Ausbildung zu steigern. 
Pur leistungsschwächere Jugendliche mit 
bisher geringen Ausbildungschancen dür- 
fen kürzere Ausbildungsgänge (2 Jahre) 
•nit stärker praktisch ausgerichteten An- 
forderungsprofilen und Stufenausbildun- 
gen kein Tabu mehr sein, wenn wir ihnen 
damit Beschäftigungschancen vermitteln 
können. Die Möglichkeit zum späteren Er- 
werb weiterer Zusatzqualifikationen sollte 
dabei ausdrücklich vorgesehen sein. 
Im Gegenzug brauchen leistungsfähigere 
Jugendliche auch in der Berufsausbildung 
attraktivere Angebote, aber vor allem Auf- 
stiegsperspektiven im Berufsleben selbst. 

Berufliche Bildung muß klare Karrie- 
rechancen eröffnen. Für beruflich Qualifi- 
zierte, die einen Meisterabschluß oder ei- 
nen gleichwertigen Weiterbildungsab- 
schluß vorweisen können, brauchen wir 
einheitliche Regelungen für den Hoch- 
schulzugang. 

Vor diesem Hintergrund müssen ins- 
besondere auch Angebote alternativer und 
praxisnaher Ausbildung im tertiären Be- 
reich ausgebaut werden, z. B. duale Studi- 
engänge an Berufsakademien und koope- 
rative Studiengänge an Fachhochschulen. 
So kann ein Angebot für den sinnvollen 
Erwerb von Praxis und Berufserfahrung 
während eines Studiums aufgebaut wer- 
den, auch als attraktive Alternative zu dem 
zeit- und kostenaufwendigen Modell eines 
Studiums nach der Lehre. 

Eü2 Wirtschaft und vor allem öffentlicher 
Dienst müssen in der Gestaltung der Lauf- 
bahnen der Gleichwertigkeit allgemeiner 
und beruflicher Bildungsanschlüsse und 
der Attraktivitätssteigerung der berufli- 
chen Bildung Rechnung tragen. Absolven- 
ten des dualen Systems sollte der Zugang 
zum mittleren Dienst, Absolventen einer 
anerkannten Fortbildung der Zugang zum 
gehobenen Dienst ermöglicht werden. 

Seminar zur Gewaltbereitschaft von Jugendlichen 
Der christlich demokratische Kinder- 
und Jugendverband Frischluft e.V. 
führt am 21. 9. 1996 in Magdeburg 
ein Seminar durch, in dem die Gründe 
und Ursachen für gewaltbereites Ver- 
halten von Jugendlichen herausgear- 
beitet werden. Im Rahmen von Ge- 
sprächsrunden und Kurzreferaten 
wird unter anderem auch der The- 

menkreis „Gewalt und die Rolle der 
Frauen - ist Gewalt wirklich eine reine 
Männersache?" behandelt. Nähere In- 
formationen, Programme und Anmel- 
deformulare sind erhältlich in der Bun- 
desgeschäftsstelle von 
Frischluft e.V., Annaberger Str. 283, 
53173 Bonn, Fax (02 28) 31 47 03, 
Tel. (02 28) 31 00 23. 
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Bundeskabinett beschließt Programm 

Information als Rohstoff 
für Innovation" 

Das Bundeskabinett hat am 14. August 
das Programm „Information als Roh- 
stoff für Innovation" beschlossen. Im 
Zentrum des neuen Programms steht 
die Nutzung von Informationen. Das 
Bundesministerium für Bildung, Wis- 
senschaft, Forschung und Technologie 
wird zwischen 1996 und 1999 rund 286 
Mio. DM dafür aufwenden. 
Der Mitteleinsatz der Bundesregierung 
insgesamt wird sich in dieser Zeit auf etwa 
1,9 Mrd. DM belaufen. Der Großteil der 
Mittel fließt in den Bereich der Literatur- 
und Faktendatenbanken in den jeweiligen 
Zuständigkeiten der Bundesressorts. 

Wissen ist schon heute - neben Arbeit und 
Kapital - unser wichtigster Produktions- 
faktor. Wissen ist der Rohstoff für Innova- 
tionen und damit Ausgangspunkt für unse- 
re zukünftige technologische Leistungs- 
fähigkeit und Beschäftigung in Deutsch- 
land. Mit dem neuen Programm der Bun- 
desregierung werden zugleich entspre- 
chende Empfehlungen des Rates für For- 
schung, Technologie und Innovation um- 
gesetzt. Das Ziel heißt: Multimedia mög- 
lich machen. 
Die Förderung der Informationsnutzung 
ist eine von drei Säulen einer Politik, die 
Deutschlands Position in der globalen In- 
formationsgesellschaft sichern soll: 

• Säule eins unserer Politik betrifft die 
Rahmenbedingungen für Multimedia in 
Deutschland. Das beginnt bei der For- 
schungsförderung und reicht bis zur Ge- 
staltung der Rechtsordnung, vor allem 
mit dem Multimedia-Rahmengesetz des 
Bundes. 

# Säule zwei dient dem Ziel, Impulse 
zum Aufbau der notwendigen Infrastruk- 
turen zu geben. Mit dem im März 1996 
gestarteten Ausbau des deutschen Wissen- 
schaftsnetzes zu einem Breitbandnetz 
schaffen wir in Deutschland das größte 
und schnellste einheitliche Wissenschafts- 
netz der Welt. 
• Mit dem heute beschlossenen Pro- 
gramm wollen wir erreichen, daß diese - 
wie auch andere - innovativen Informati- 
onsinfrastrukturen in einer Art genutzt 
werden können, die wiederum Spitzenstel- 
lung im Weltmaßstab beanspruchen kann. 
In die gleiche Richtung zielt unsere Initia- 
tive „Schulen ans Netz". Zusammen mit 
dem heute vorgestellten Programm bilden 
Maßnahmen dieser Art die Säule drei un- 
serer Multimedia-Politik. 

Optimaler Zugang für alle 
Das zentrale Ziel des Programms ist es, 
daß jeder Wissenschaftler und Techniker, 
der in Deutschland arbeitet, von seinem 
Computer aus einen optimalen Zugang zu 
den weltweit vorhandenen elektronischen 
und multimedialen Volltext-, Literaturhin- 
weis-, Fakten- und Softwareinformationen 
erhält. Stichwort: Globale digitale 
Bibliothek. 

In Zukunft sollen Wissenschaftler und 
Techniker nach einer Literaturrecherche 
die gefundene Literatur sofort als Volltext 
am PC lesen können. Hierfür ist eine welt- 
weite Vernetzung der Literaturdatenban- 
ken erforderlich. 
Solche vernetzten globalen elektronischen 
Bibliotheken existieren noch nicht. Des- 
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halb fördert das BMBF Projekte zur Ent- 
stehung neuer Strukturen, mit denen die 
Möglichkeiten von Multimedia ausge- 
schöpft werden. 
kin Entwicklungskonsortium aus Fachge- 
sellschaften, Verlagen, Hochschulen und 
Pilotanwendern existiert bereits. Das Kon- 
sortium kooperiert mit internationalen 
Innern. 
Ebenso wichtig wie die Nutzung der welt- 
weit vorhandenen Information ist umge- 
kehrt auch die Aufbereitung und Vermark- 
tung des in Deutschland entstehenden 
Rissen s. Stichwort: Elektronisches 
Publizieren. 
^ie neue Möglichkeit, daß eine Publikati- 
°n einmal und nur an einer Stelle elektro- 
n'sch für eine weltweite Nutzung bereitge- 
stellt werden kann, verändert die bisherige 
Arbeitsteilung zwischen Autoren, Wissen- 
jjchaftsgemeinde, Fachverlagen, Fach- 
hüchhandel, Fachinformationseinrichtun- 
§en und wissenschaftlichen Bibliotheken. 
Atich für diesen Bereich des elektroni- 
schen Publizierens in Wissenschaft und 
Technik sollen optimale Strukturen in 
Deutschland geschaffen werden. Dazu 
Müssen ebenfalls neue Verbindungen zwi- 
schen Verlagswesen, Kommunikations- 
lechnik und Wissenschaft entstehen. 
u,es fördern wir im Rahmen des Modell- 
^ojekts „Der elektronische Verlag". Hier 
w»rd der Publikationsprozeß vom Verfas- 
ser eines Textes bis hin zum Nutzer voll- 
e'ektronisch und papierlos realisiert. 

frotzdem keine Euphorie 
^ndeswissenschaftsminister Jürgen 
«vuttgers: „Wir bewegen uns mit diesen 
Maßnahmen auf einem schmalen Grat 
tischen gewachsener kultureller Identität 

nd neuen technologischen Möglichkei- 
en- Dessen sind wir uns bewußt. Wir dür- 
en nicht auf der einen Seite hin zu senti- 
mentaler Pflege alter Formen abrutschen, 
^ber wir wollen uns auch davor hüten, in 

technologiegetriebener Euphorie die Vor- 
teile und Stärken unserer bewährten Buch- 
kultur zu verschütten. Die Bundesregie- 
rung geht mit den Beteiligten davon aus, 
daß auch in Zukunft der gedruckte und der 
elektronische Informationsmarkt neben- 
einander bestehen werden." 

Kommentar 

Zugreifend 
Wir stehen in der Kommunikationstechno- 
logie vor einer Revolution, deren Folgen 
die von Gutenbergs Erfindung des Buch- 
drucks in den Schatten stellen dürften. Es 
ist gut, daß die Bundesregierung die Zei- 
chen der Zeit erkannt hat und mit ihrem 
Förderprogramm das zu gestalten sucht, 
was sich eh durchsetzen wird - ob es ei- 
nem nun paßt oder nicht. 
Die Welt-Bibliothek -für den einzelnen 
wie für die weltweite Gemeinde der Wis- 
senschaftler ist dies eine bestrickende Per- 
spektive, die der Forschung und der Zu- 
sammenarbeit ungeahnte Möglichkeiten 
eröffnet. Freilich dürfen auch die Gefah- 
ren solcher Entwicklung nicht übersehen 
werden. Zwar sollen die neuen Techniken 
auch dem Normalbürger zur Verfügung 
stehen. Trotzdem ist nicht auszuschließen, 
daß sie vor allem einer kleinen elitären 
Gruppe zugute kommen. Diese kann dann 
vielleicht ihre Infömationsvorsprünge da- 
zu nutzen, sich Vorteile zu verschaffen, die 
für andere unerreichbar bleiben. 
In Bonn wird auch - woher dieser Opti- 
mismus? - versichert, die digitale Biblio- 
thek bedeute nicht das Ende des Buches. 
In der Tat ist die Vorstellung, daß künftige 
Leser vorzugsweise auf den Bildschirm ih- 
res PC starren, nicht berückend. Auch 
wenn 's sentimental klingt: Mit dem Buch 
ginge ein gewaltiges Stück alteuropäi- 
scher Kulturidentität verloren. 

Kölner Stadt-Anzeiger 
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Den Gewässerschutz weiter 
vorantreiben - Kosten senken 
Anläßlich eines Pressegesprächs zu ak- 
tuellen umwelt- und energiepolitischen 
Fragen erklärte der Vorsitzende des 
Bundesfachausschusses Umweltpolitik 
der CDU, Kurt-Dieter Grill: 
In den vergangenen Jahren wurden be- 
trächtliche Erfolge beim nationalen und 
internationalen Gewässerschutz erzielt. 
Zum Teil wurden die Schadstoffbelastun- 
gen drastisch gesenkt, was nicht zuletzt 
der „Jahresbericht der Wasserwirtschaft 
1995" wieder einmal eindrucksvoll belegt. 
Trotzdem bleibt der Gewässerschutz eine 
zentrale Aufgabe der Umweltpolitik, wol- 
len wir dauerhaft die natürlichen Lebens- 
grundlagen bewahren. 
Zugleich haben gerade in den letzten Jah- 
ren Vorschriften wie die Einführung der 3. 
Reinigungsstufe zum Schutz der Nordsee 
und auch der Aufbau einer funktionieren- 
den Infrastruktur in den neuen Bundeslän- 
dern hohe Investitionen erfordert. Hinzu 
kommen erhebliche Kosten in alten wie 
neuen Bundesländern für die Sanierung 
oder Erneuerung alter Kanalisationsanla- 
gen. 
Dies hat nicht zuletzt zu einer zum Teil 
deutlichen Belastung von Bürgern und 
Unternehmen bei den Abwassergebühren 
geführt. Die Politik ist deshalb aufgefor- 
dert, die Belastungen von Bürger und 
Wirtschaft mit Gebühren in vertretbaren 
Grenzen zu halten und zugleich die ent- 
sprechenden umweltrechtlichen Anforde- 
rungen zu erfüllen. Bund, Länder und Ge- 
meinden müssen erhebliche Anstrengun- 
gen unternehmen und gemeinsam handeln. 
Insbesondere die von der Bund-Länder- 
Arbeitsgruppe hierfür erarbeiteten Ansätze . 
zur Kostenverminderung müssen jetzt 
schnellstmöglich umgesetzt werden, um 

einen effizienten Gewässerschutz, der 
ökologische und ökonomische Erforder- 
nisse in Einklang bringt, durchzusetzen. 

Im einzelnen sollten folgende 
Ansätze zur Kostenver- 
minderung verfolgt werden: 

• Gerade unter dem Aspekt der Kostener- 
sparnis und Kostentransparenz müssen die 
Kommunen vorurteilsfrei prüfen, ob sich 
durch eine Privatisierung von Bau 
und/oder Betrieb der Abwasseranlagen ei- 
ne günstigere Kosten- und Gebührenstruk- 
tur ergibt. Im Zweifelsfall sollte die 
Durchführung der Abwasserentsorgungs- 
pflicht ausgeschrieben werden. 
• Um im Wettbewerb vergleichbare Aus- 
gangsbedingungen für öffentliche und pfl' 
vate Anbieter zu schaffen, sollte baldmög- 
lichst eine steuerliche Gleichstellung er- 
folgen. 
• Zentrale und dezentrale Abwasserbe- 
handlungsanlagen sind für ein Entwässe- 
rungsgebiet sorgfältig alternativ zu unter- 
suchen, um die preisgünstigste Lösung zu 

finden. Gerade im Außenbereich kann sicn 
oftmals an Stelle zentraler Abwasserein- 
richtungen der Bau kleiner Kläranlagen 
bis zu 500 Einwohnern oder die Einrich- 
tung von Kleinkläranlagen für einzelne 
Grundstücke anbieten. Die technische Ge- 
staltung der Abwasseranlagen ist ebenfalls 
alternativ zu untersuchen. 
• Bei der Ausweisung von Baugebieten 
sind die Kommunen aufgefordert, die Ko- 
sten für die Abwasserentsorgung Sorgfalt1» 
zu prüfen. Insbesondere eine weitläufige 
Bebauung und die großzügige Auswei- 
sung von Gewerbe- und Industrieflächen 
wirken sich besonders kostentreibend aus- 
Sie sollten daher sorgfältig auf ihre Reah" 
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Kommunen auf Reformkurs 
Am 11. und 12. September veran- 

staltet die Konrad-Adenauer-Stif- 
tung einen Kongreß „Kommunen auf 
Reformkurs - Wie zukunftsfähig sind 
unsere Städte und Gemeinden für 
die Europäische Union?" im Gäste- 
haus Petersberg, 53639 Königswin- 
ter/Petersberg. 
Im Mittelpunkt des Kongresses ste- 
hen kommunale Perspektiven eu- 
ropäischer Zukunftssicherung, z. B.: 
• Das nächste Jahrhundert - Ein 
Jahrhundert der Kommunen (Prof. 
Dr. Hermann Hill, Hochschule für 
Verwaltungswissenschaften Speyer). 
• Neues Führungsmanagement in 
der Erprobung: Reformbilanz bei 

Städten, Gemeinden und Kreisen 
(Prof. Dr. Dietrich Budäus, Univer- 
sität Hamburg). 
• Handlungsfähige Kommunen als 
Stützen des Standorts Deutschland: 
aus der Sicht der Innenpolitik (Dr. 
Günther Beckstein, MdL, Staatsmini- 
ster des Innern, Bayern), aus der 
Sicht der Wirtschaftspolitik (Franz 
Schuster, MdL, Minister für Wirt- 
schaft und Infrastruktur, Thüringen). 

Informationen und Anmeldung 
bei der Konrad-Adenauer- 
Stiftung unter der Telefon- 
nummer (0 22 41) 2 46-5 41 
oder Telefax (0 22 41) 2 46-6 32. 

Slerbarkeit im Hinblick auf die Gebühren 
ffr die Abwasserentsorgung untersucht 
Werden. 
• Um Bürgerinnen und Bürger die Not- 
wendigkeit des Gewässerschutzes zu ver- 
mitteln, ist es auch nötig, das Gebot einer 
^chstmöglichen Kostentransparenz zu 
^achten. Hierfür ist eine klare Kostenzu- 
rechnung und eine einheitliche Berech- 
nungsweise der kalkulatorischen Kosten 
p B. Anschaffungs- statt Wiederherstel- 
Ungskosten als Grundlage für die Ab- 
treibung) nötig. Insbesondere ist eine 
Überprüfung der Kostenstrukturen not- 
wendig, wenn die Abwassergebühren die 
°2ialverträglichkeit überschreiten. 

y Die Länder werden aufgefordert, mög- 
lchst kurzfristig eine Gesamtplanung für 

*e Umsetzung der EG-Richtlinie vom 21. 
• 1991 über die Behandlung von kommu- 
a'em Abwasser unter Berücksichtigung 
er finanziellen Leistungskraft der Kom- 

munen und ihrer Bürger aufzustellen. So- 
weit djg Frjsten der Richtlinie nicht einge- 

halten werden können, sollte die Bundes- 
regierung diese Planung möglichst schnell 
mit der Europäischen Kommission ab- 
stimmen und entsprechende Übergangsfri- 
sten vereinbaren. 
• Die Länder sollten darüber hinaus ver- 
stärkt die gesetzlich geforderten Abwasser- 
maßnahmen mit Steuermitteln fördern und 
Mittel aus der Abwasserabgabe nach was- 
serwirtschaftlichen Prioritäten einsetzen. 
So ist auch an eine Ausdehnung der Ge- 
meinschaftsaufgabe von Bund und Län- 
dern auf die Abwasserentsorgung zu den- 
ken. So könnte die Förderung von Abwas- 
sermaßnahmen im ländlichen Raum aus 
der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung 
der Agrarstruktur und des Küstenschutzes" 
sowie die Förderung von Abwasseranlagen 
aus der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesse- 
rung der regionalen Wirtschaftsstruktur" 
herausgenommen und sollten die frei wer- 
denden Mittel in die neue Gemeinschafts- 
aufgabe „Verbesserung des Gewässer- 
schutzes" eingestellt werden. ■ 
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Das südbadische Waldkirch testet den Euro 
In der südbadischen Kleinstadt 
Waldkirch können die Bürger im 
Oktober zum ersten Mal Euro-Geld 
in den Händen halten. 
Vom 1. bis 13. des Monats gebe die 
Stadt 3000 Münzen im Nennwert von 
3 Euro und 1000 Münzen zu 25 Euro 
heraus, berichtete Sparkassendirektor 
Eberhard Hirschbolz. Der Wert eines 
Euro soll bei zwei Mark liegen. 
Die Idee zu der Werbeaktion für die 
europäische Währungsunion war von 
der elsässischen Stadt Schlettstadt aus- 
gegangen. Mit dem kommunalen Eu- 
ro-Geld sollte die seit 30 Jahren beste- 
hende Verschwisterung beider Städte 
gefeiert werden. Während in der elsäs- 

sischen Stadt die Münzen mit aufge- 
prägten Trachtenmädeln bereits im 
Mai in Umlauf gebracht werden konn- 
ten, scheiterte die „Währungsunion" in 
Waldkirch zunächst am Widerstand 
von Bundesbank und Bundesfinanzmi- 
nisterium. 

Inzwischen wurde die Aktion unter der 
Bedingung genehmigt, daß die Euro- 
Münzen offfiziell nur als Medaillen 
gelten. Wer mit dem Waldkircher Euro 
bezahlt, wird darum kein Wechselgeld 
erhalten. Der Sparkassendirektor be- 
fürchtet freilich, daß die einmaligen 
Euro-Münzen schnell in den Schatul- 
len von Sammlern verschwinden wer- 
den. 

Mitarbeiten, Mitentscheiden, Mitverantworten 

Unter diesem Motto findet vom 3. bis 5. Oktober im Kongreßhaus 
Stadthalle Heidelberg, Neckarstaden 24, die 6. Bundesdelegierten- 

versammlung der Senioren-Union statt. 
„Wir wollen mit diesem Motto" - so der Bundesvorsitzende der Senioren- 
Union, Berhard Worms - „zum Ausdruck bringen, daß nur im Miteinander 
der Generationen unsere Arbeit gelingen kann, die Aufgaben erfüllt und 
die Ziele der Senioren-Union erreicht werden können." 
Zum Programm schreibt Bernhard Worms in seiner Einladung zur 
Bundesdelegiertenversammlung: „Gemeinsam werden wir in Heidelberg 
Konzepte erarbeiten, zukunftsweisende Strategien entwickeln, Rückschau 
auf die geleistete Arbeit halten und nach neuen Wegen suchen. Mit der 
Beratung und Beschlußfassung der Heidelberger Erklärung wollen wir 
uns programmatisch erneuern und uns auf die Bundestagswahl 1998 
vorbereiten." 
Prominente Gäste und Redner der Bundesdelegiertenversammlung: der 
Vorsitzende der CDU/CSU-Bundestagsfraktion Wolfgang Schäuble, Mini- 
sterpräsident Erwin Teufel und Bundesbildungsminister Jürgen Rüttgers. 


